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Abkürzungsverzeichnis

EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte
VPOD Schweizerischer Verband des Personals öffentlicher Dienste
FIDS Föderation islamischer Dachorganisationen Schweiz
SBK Schweizerische Bischofskonferenz
EKR Eidgenössische Kommission gegen Rassismus
SSV Schweizerischer Städteverband
IZRS Islamischer Zentralrat Schweiz
EKS Evangelisch-reformierte Kirche Schweiz

CrEDH Cour européenne des droits de l'homme
SSP syndicats des Services publics
FOIS La fédération d'organisations islamiques de suisse
CDES Conférence des évêques suisses
CFR Commission fédérale contre le racisme
UVS Union des Villes Suisses
CCIS Conseil Central Islamique Suisse
EERS Église évangélique réformée de Suisse
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Am 7. März 2021 nahm die Schweizer Stimmbevölkerung die Volksinitiative «Ja zum
Verhüllungsverbot» mit 51.2 Prozent Ja-Stimmen an. Damit fiel das Ergebnis letztlich
knapper aus als aufgrund von Vorumfragen erwartet. Die Stimmbeteiligung betrug 51.4
Prozent. Die höchste Zustimmung erfuhr das Verhüllungsverbot im Jura (60.7% Ja),
gefolgt vom Tessin (60.5%) und Schwyz (60.2%). In St. Gallen, wo wie im Tessin bereits
ein kantonales Verhüllungsverbot gilt, dem 2018 zwei Drittel der Stimmbevölkerung
zugestimmt hatten, war die Zustimmung mit 53.1 Prozent vergleichsweise schwach. Am
wenigsten Unterstützung erhielt die Initiative im Kanton Basel-Stadt (40.6% Ja), gefolgt
von Zürich (45.2%) und Genf (48.7%). Auch die Kantone Appenzell Ausserrhoden
(49.1%), Bern (49.6%) und Graubünden (49.6%) lehnten die Initiative knapp ab.
Bemerkenswert hoch war die Zustimmung für eine Initiative aus den Reihen der SVP –
auch im direkten Vergleich mit dem 2009 angenommenen Minarettverbot, das ebenfalls
vom Egerkinger Komitee initiiert worden war – in der Westschweiz. Verschiedene
Expertinnen und Experten mutmassten in den Medien, dass einerseits die Nähe zu
Frankreich den Diskurs analog der dort geführten Debatten stärker auf den
sicherheitspolitischen Aspekt gelenkt habe und andererseits die in der Romandie stark
präsenten, prominenten bürgerlichen und linken Stimmen, die sich für die Initiative
starkgemacht hatten, wohl erheblichen Einfluss gehabt und den Anti-SVP-Reflex
beschränkt hätten.
Die Befürwortendenseite wertete den Entscheid als «ein klares Signal des Widerstands
gegen die Islamisierung der Schweiz», wie sich der Urheber des ersten kantonalen
Verhüllungsverbots Giorgio Ghiringhelli vom «Corriere del Ticino» zitieren liess. Als
«Zeichen gegen den ‹politischen Islam›, der vielen Menschen Unbehagen bereitet»,
interpretierte die NZZ das Votum. Der Berner SP-Grossrat Mohamed Hamdaoui sah im
Resultat dementsprechend einen Positionsbezug der gemässigten Muslime gegen den
Islamismus, wie er gegenüber «Le Temps» verlauten liess.
Das unterlegene Lager bedauerte den Volksentscheid derweil aus verschiedenen
Gründen. Feministische Kreise, die sich gegen das Verhüllungsverbot starkgemacht
hatten, fühlten sich durch das Argument, die Vollverschleierung sei Ausdruck der
Unterdrückung der Frauen, für rassistische und xenophobe Zwecke missbraucht, wie
deren Vertreterin Meriam Mastour gegenüber der Presse erklärte. Die
Tourismusbranche befürchtete einen Imageschaden für die Schweiz und zeigte sich
besorgt, dass künftig weniger kaufkräftige und konsumfreudige Gäste aus den
Golfstaaten die Schweiz besuchen würden. Die Jungen Grünen und der IZRS erklärten
unabhängig voneinander, eine gerichtliche Anfechtung des Verhüllungsverbots wenn
nötig bis vor den EGMR unterstützen zu wollen. Pascal Gemperli, Pressesprecher der
FIDS, zeigte sich um die Sicherheit der muslimischen Gemeinschaft besorgt und
befürchtete zunehmende Aggression und Gewalt gegenüber Musliminnen und
Muslimen. Bundesrätin Karin Keller-Sutter betonte gegenüber den Medien, das
Abstimmungsresultat sei nicht als Votum gegen die Musliminnen und Muslime in der
Schweiz zu verstehen. Diese Linie wurde im unterlegenen Nein-Lager breit vertreten.
Dass der Ja-Anteil gegenüber der Minarettinitiative deutlich abgenommen habe, gebe
Anlass zur Hoffnung, dass die Schweiz vielleicht doch nicht so islamfeindlich sei, so der
Tenor.
Letztlich sei der Entscheid «vor allem auf symbolischer Ebene bedeutsam», resümierte
die NZZ. Die konkreten praktischen Auswirkungen sind in der Tat noch unklar. Wie Karin
Keller-Sutter erklärte, liege die Umsetzung bei den Kantonen, weil sie über die
Polizeihoheit verfügten. Sie hätten nun zwei Jahre Zeit, entsprechende Gesetze zu
erlassen. Der Bund müsse das Verbot unterdessen für diejenigen Bereiche, in denen er
zuständig ist – beispielsweise im öffentlichen Transportwesen und im Zollwesen – auf
Gesetzesebene konkretisieren. Gemäss dem «Blick» zeigten sich einige
Kantonsvertretende wenig motiviert, ein gesetzliches Verhüllungsverbot zu erlassen,
und würden die Umsetzung lieber ganz dem Bund überlassen. Initiant Walter Wobmann
(svp, SO) warf dem Bund in derselben Zeitung bereits vor, die Initiative nicht umsetzen
zu wollen: Ein Bundesgesetz sei «unabdingbar, um zu verhindern, dass am Schluss in
jedem Kanton etwas anderes gilt», zitierte ihn das Blatt.

Abstimmung vom 7. März 2021

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.03.2021
KARIN FRICK
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Beteiligung: 51.42%
Ja: 1'427'344 (51.2%) / Stände: 16 4/2
Nein: 1'360'750 (48.8%) / Stände: 4 2/2

Parolen:
– Ja: EDU, Lega, SD, SVP
– Nein: FDP (4*; Frauen: 1*; Jungfreisinnige: 2*), GLP, GP, KVP, Die Mitte (2*), PdA, SP;
EKR, SSV, Travail.Suisse, VPOD, Schweizer Tourismus-Verband, EKS, SBK,
Schweizerischer Israelitischer Gemeindebund (SIG), Schweizerischer Rat der
Religionen, Katholischer Frauenbund (SKF), Alliance F, Amnesty International, Operation
Libero 
– Stimmfreigabe: EVP (3*); Schweizerische Evangelische Allianz
* Anzahl abweichender Kantonalsektionen 1

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Die Parlamentswahlen im Kanton St. Gallen bewirkten erdrutschartige Verschiebungen
in der parteipolitischen Zusammensetzung und dürfen als Protestwahl charakterisiert
werden. Einerseits setzte sich der Schrumpfungsprozess der CVP, welche in der
Legislaturperiode 1980-1984 noch über eine absolute Mehrheit verfügt hatte, auch im
Berichtsjahr fort, wobei der Verlust von zwölf Sitzen noch massiver ausfiel als jener von
1988 (7 Verluste); ihr Wähleranteil ging um fünf Prozent zurück. Auch die FDP erlitt mit
fünf Mandatsverlusten eine schwere Einbusse. Andererseits konnte die im Jahre 1988
erstmals mit sieben Mandaten ins Parlament eingezogene Auto-Partei, ähnlich wie bei
den Nationalratswahlen im Herbst 1991 (12,6%), über 11% Wähleranteil und neunzehn
Sitze gewinnen. Die Schweizer Demokraten konnten mit einem Mandat in den Grossen
Rat einziehen. Aber auch die Sozialdemokraten gehörten mit sechs Sitzgewinnen zu den
Siegern; allerdings sind sie in bezug auf die Wähleranteile konstant geblieben. Die
Talfahrt der LdU-Fraktion, welcher auch auf gemeinsamen Listen kandidierende
Vertreter von grünen Organisationen des Ober- und Unterrheintals angeschlossen sind,
hielt an, sie verlor vier Mandate, während die verschiedenen grünen Gruppierungen,
seit den letzten Wahlen teilweise der GPS angeschlossen, einen Sitz gutmachen
konnten. Der Frauenanteil verbesserte sich gegenüber 1988 von 11,7% auf 14%. 2

WAHLEN
DATUM: 19.01.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eidgenössische Wahlen

Die Resultate für die Nationalratswahlen wurden von den Medien generalisierend unter
dem Begriff der Protestwahl zusammengefasst. Populistische und rechtsnationale
Parteien und Bewegungen konnten – allerdings nur in der deutsch- und
italienischsprachigen Schweiz – zum Teil recht grosse Wähleranteile für sich gewinnen
und auf Kosten der bürgerlichen Parteien, vor allem der FDP und der CVP, Sitzgewinne
verzeichnen. So gelang es der Auto-Partei ihren Wähleranteil von 2,6% auf 5,1% zu
steigern und ihre Mandatszahl von zwei auf acht zu erhöhen, womit sie Fraktionsstärke
erreicht hat; hohe Wähleranteile zwischen 11% und knapp 16% erreichte sie in den
Kantonen Schaffhausen, St. Gallen, Aargau und Appenzell Ausserrhoden. In Bezug auf
die Wählerschaft der AP änderte sich die geschlechtermässige Zusammensetzung
gegenüber 1987: Sie erreichte die gesamtschweizerischen Durchschnittswerte von 54%
Männern und 46% Frauen. Hinsichtlich des Alters blieb die AP eine Partei der Jungen ;
fast 50% ihrer Wähler sind weniger als 40 Jahre alt. Die Vertreter selbständiger und
handwerklicher Berufe sowie Arbeiter bilden die stärksten Gruppen innerhalb ihrer
Wählerschaft. Die Schweizer Demokraten gewannen zwei Sitze hinzu, um mit neu fünf
Mandaten als Fraktion ins Parlament zu ziehen. Ihren Wähleranteil konnten sie
allerdings nur um 0,8% auf 3,3% (ohne Vigilance GE) verbessern. 3

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

Im Anschluss an eine 1993 eingereichte Standesinitiative des Kantons Genf, welche die
ersatzlose Abschaffung der von 1983 datierenden «Lex Friedrich» forderte, sowie als
Antwort auf parlamentarische Vorstösse, präsentierte der Bundesrat eine Teilrevision
der «Lex Friedrich». Der Vorentwurf war in der Vernehmlassung gut aufgenommen
worden. Die Kantone - allen voran Berg- und Tourismuskantone - sprachen sich fast
ausnahmslos für eine Lockerung der «Lex Friedrich» aus. Luzern lehnte die
vorgeschlagene Revision jedoch mit den Argumenten ab, die Vorlage werde den
Überfremdungsängsten des Volkes nicht gerecht und könnte überdies zu einer
Verteuerung des Produktionsstandortes Schweiz führen. St. Gallen forderte eine
restriktivere Bewilligungspraxis als vom Bundesrat vorgeschlagen. Von den grossen
Parteien sprachen sich nur die SP einschränkend aus, indem sie flankierende
Massnahmen gegen die Bodenspekulation forderte; die SD wies als einzige Partei das
Vorhaben ganz zurück. Die Teilrevision sieht eine kontrollierte Öffnung des
Immobilienmarktes vor. Gleichzeitig soll das schweizerische Recht den internationalen
Verpflichtungen angepasst werden. Ausländerinnen und Ausländer sollen Schweizer
Boden frei erwerben können, wenn sie hier wohnen oder während insgesamt fünf
Jahren in der Schweiz gewohnt haben; bisher galt dies nur für Ausländer mit
Niederlassungsbewilligung. Keine Bewilligungspflicht ist für den Erwerb von
Grundstücken vorgesehen, welche der wirtschaftlichen Tätigkeit von Unternehmen
dienen. Kontingentiert und bewilligungspflichtig für im Ausland wohnende Personen
bleiben jedoch weiterhin der Grundstückerwerb zum Zweck der blossen Kapitalanlage
und des gewerbsmässigen Immobilienhandels sowie der Erwerb von Ferienwohnungen.
Diese Bestimmungen sollen aus Gründen der Rechtsgleichheit neu auch für
Auslandschweizer gelten. Eine Standesinitiative des Kantons Tessin, welche in die
gleiche Richtung zielte wie der Vorschlag des Bundesrates (94.300), wurde von den
Räten als erfüllt abgeschrieben. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.03.1994
EVA MÜLLER

1) BBl 2021 1185; TA, 27.2.21; NZZ, 6.3.21; AZ, Blick, CdT, Exp, LT, Lib, NF, NZZ, QJ, SGT, SZ, TA, TG, 8.3.21
2) Christdemokratische Volkspartei des Kantons St. Gallen (1992): Bericht der Kommission (für die Wahl- und Parteianalyse
der CVP des Kantons St. Gallen vom 30. Juni 1992.); Presse vom 21.1.92; SGT und TA, 13.1.92; TA, 15.1.92. 
3) BBl, 1991, S. 671 ff.; Seitz (1991): Nationalratswahlen 1991. Der Wandel der Parteienlandschaft seit 1971; vgl. Presse vom
21.10.-23.10.91. Vgl. auch "Unser Parlament", Beilage zu TA, 2.12.91.
4) AB NR, 1994, S. 1492; AB NR, 1994, S. 1529; AB SR, 1994, S. 543 f.; BBl, 1994, II, S. 509 ff.; Presse vom 26.1. und 24.3.94.
Luzern: LZ und LNN, 27.1.94. St. Gallen: SGT, 28.1.94.
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